
Gemeindeversammlung
Protokoll der Sitzung GV 2017-02

 DOCPROPERTY "sitzungsbeschreibung" \* MERGEFORMAT 
vom Montag, 27. November 2017, 20.15 Uhr in der Rebhalle Twann

Vorsitz
Bohnenblust Margrit, Gemeindepräsidentin

Protokoll
Demmler Bernhard, Geschäftsleiter

Mitglieder Gemeinderat
Caliaro Stephan, Lüthi Alfred (Vizegemeindepräsident), Stebler Urs Peter
Entschuldigt
Käser Thomas
Stimmregisterabschluss
856 in Gemeindeangelegenheiten stimmberechtigte Personen 

Anwesend
94 Stimmberechtigte oder 11 %

Presse
- Bieler Tagblatt, Herr Hans Rudolf Winiger
Publikation
Nidauer Anzeiger vom 26.10.2017
Versammlungsschluss 
23.05 Uhr
Traktandenliste 
	6/17
	 
	08.0111
	 
	Voranschläge

	 
	Genehmigung Budget 2018; Festsetzen der Gemeindesteuern



	7/17
	 
	06.0000
	 
	VORSCHRIFTEN

	 
	Genehmigung Flurreglement für die Einwohnergemeinde Twann-Tüscherz



	8/17
	 
	02.0112
	 
	Alterswohnungen

	 
	Genehmigung Gemeindebeitrag an die Wohnbaugenossenschaft Zuhause am Bielersee zu Gunsten Projekt Engel Haus



	9/17
	 
	01.0012.901
	 
	Reglement über die Kurtaxe

	 
	Genehmigung Anpassung Kurtaxenreglement der Einwohnergemeinde Twann-Tüscherz



	10/17
	 
	01.0300
	 
	GEMEINDEVERSAMMLUNG

	 
	Verschiedenes und Umfrage

	
	
	
	
	


Die Gemeindepräsidentin eröffnet die Versammlung unter dem Hinweis auf die fristgerechte Einberufung durch Publikation gemäss Art. 9 der Gemeindeverordnung vom 16. Dezember 1998 sowie auf die Erläuterungen zu den Geschäften in der ausführlichen Botschaft des Gemeinderates, welche drei Wochen vor der heutigen Versammlung jeder Haushaltung zugestellt worden ist. Das unter Traktandum 6 erwähnte Budget sowie das in Traktandum 7 und Traktandum 9 thematisierte Flurreglement beziehungsweise Kurtaxenreglement lagen in Anwendung von Art. 37, Abs. 1 der Gemeindeverordnung vom 16. Dezember 1998 30 Tage vor der beschlussfassenden Gemeindeversammlung bei der Gemeindeschreiberei Twann-Tüscherz öffentlich auf.

Allfällige Beschwerden gegen die Beschlüsse der Gemeindeversammlung sind innert 30 Tagen nach der Versammlung schriftlich und begründet an den Regierungsstatthalter des Verwaltungskreises Biel-Bienne einzureichen (Artikel 92 ff Gemeindegesetz). Dabei wird ausdrücklich auf die Rügepflicht nach Art. 49a Gemeindegesetz hingewiesen, wonach allfällige Verfahrensmängel bereits an der Gemeindeversammlung selbst gerügt werden müssen.

Hinweis Protokollaufschaltung Gemeindehomepage

Gestützt auf das kommunale Datenschutzgesetz vom 01.08.2017 und die dazu vom Gemeinderat erlassene Verordnung über die Bekanntgabe von öffentlichen Informationen im Internet ist das Versammlungsprotokoll nach der öffentlichen Auflage auf der Gemeindehomepage www.twann-tuescherz.ch aufgeschaltet. Namenserwähnungen sind im Protokoll auf ein Minimum reduziert. 
Abweichungen zum unterzeichneten Protokoll im Handarchiv:

In der Protokollaufschaltung Gemeindehomepage sind im Gegensatz zum unterzeichneten Protokoll des Handarchivs zahlreiche Namensnennungen nur mit Initialen (Kursivschrift) angegeben.

Wer trotzdem von einer Namenserwähnung betroffen ist und ein der Bekanntgabe entgegenstehendes, überwiegendes privates oder öffentliches Interesse glaubhaft macht, kann gemäss Art. 4, Abs. 2 der erwähnten Verordnung eine Namensstreichung aus dem im Internet aufgeschalteten Protokoll verlangen.

Anwesende Personen, die über kein Stimmrecht verfügen:

· Bernhard Demmler , Geschäftsleiter, Biel

· Alexandra Zürcher, Finanzverwalterin, Bowil
· C.V. , Gemeindekanzlei, Nidau

· G.B. , Hauswart, Biel
· G.W. , Ko-Präsidentin Wohnbaugenossenschaft Zuhause am Bielersee, Ligerz
Als Stimmenzähler werden auf Vorschlag der Gemeindepräsidentin gewählt:

· M.R. , Twann
· T.H. , Twann
Protokoll

Das Protokoll der Gemeindeversammlung vom 27.06.2017 lag im Sinne von Art. 63 Abs. 1 des Organisationsreglementes der Einwohnergemeinde Twann-Tüscherz vom 17.05.2009 für 30 Tage öffentlich auf. Die Auflage wurde im Nidauer Anzeiger vom 06.07. 2017 publiziert. Das Protokoll wurde durch den Gemeinderat an der Sitzung vom 03.07. 2017 im Sinne von Art. 63 Abs. 3 Organisationsreglement genehmigt.
Verhandlungen
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	Genehmigung Budget 2018; Festsetzen der Gemeindesteuern


Referenten: 

Gemeinderat Urs Peter Stebler, Departement Finanzen; Alexandra Zürcher, Finanzverwalterin

Die Gemeindepräsidentin übergibt das Wort dem Departementsvorsteher Finanzen:

"Der Budgetfehlbetrag von rund 455‘000 Franken darf nicht darüber hinwegtäuschen, Fiko und Gemeinderat hätten sich die Aufgabe zu leichtgemacht. Da sind einmal die Mitglieder der Finanzkommission, die den Gemeinderat bei Budgetdebatten mit zahlreichen Abänderungsvorschlägen geradezu bombardieren. Da sind die Gemeinderäte und Departementsvorsteher, die mit weiteren Kürzungen und Rückstellungen von einer Budget-Runde zur nächsten über 200‘000 Franken einsparen. Das Budget soll ja nur das unbedingt Notwenige enthalten und das Wünschenswerte muss hintenangestellt werden. Immer natürlich mit der Absicht und der gutgemeinten Zielsetzung, den Finanzhaushalt im Lot zu halten. Oft sind es nicht die grössten Beträge, die hinterfragt werden, aber auch viele kleine Ausgaben laufen dann quer zu den Sparmassnahmen.

Sorgen bereitet nach wie vor der wenig erfreuliche zukünftige Steuerertrag. Mittelfristig muss sich aber die Gemeinde aufgrund der steigenden wiederkehrenden Kosten entweder mit einem straffen Sparprogramm, d.h. Streichung von Leistungen, oder einer höheren Steueranlage, auseinandersetzen.

Aus der Fusion der beiden Gemeinden ist der Aufwand für die Infrastruktur unterschiedlich, doch von hoher Priorität. Dass nicht einfach Vorhaben aufgeschoben werden können, zeigt sich in den Investitionsprogrammen. Die Devise ist hier einfach gesagt noch mehr Sparen und Aufschieben von Projekten. Haben Sie Vorschläge oder Fragen, dann benützen Sie bitte diese Versammlung? Sie alle stellen die Weichen für die Zukunft.

An dieser Stelle möchte ich allen Beteiligten für das Engagement und auch das gezeigte Verständnis danken, dass oftmals nicht immer alles so rund läuft, wie man es vielleicht erwartet hat. Vielleicht überrascht uns dann hoffentlich die Rechnung 2017 mit einem besseren Ergebnis!"

Der Departementsvorsteher Finanzen übergibt das Wort der Finanzverwalterin Alexandra Zürcher, die anhand einer Folienpräsentation das Budget 2018 erläutert:

Sie beginnt mit Erläuterungen zum Finanzplan, welcher dem Gemeinderat als längerfristiges Planungs- und Führungsinstrument dient. Er zeigt die finanzielle Entwicklung aus heutiger Sicht auf. Er enthält dementsprechend Ungenauigkeiten und gilt als unverbindlich. Er hilft zu erkennen, wie sich Investitionen finanziell auswirken. "Der Finanzplan ist nicht so genau wie ein Budget und die dort festgehaltenen Investitionen entsprechen keiner Kreditfreigabe", betont die Finanzverwalterin.

Ausgangslage für den Finanzplan sind die im Budgetentwurf 2018 festgehaltenen Steueransätze. Das heisst eine Steueranlage von 1.65 Einheiten und eine Liegenschaftssteuer von 1.00 Promille.

Die Prognosen gehen von einer schwachen Zunahme der Steuereinnahmen bei natürlichen Personen aus.

	Einkommenssteuern nat.

Personen

	2017
	2018
	2019
	2020
	2021
	2022

	Zuwachsraten
	0.6%
	2.25%
	1.2%
	1.2%
	1.2%
	1.5%

	Bevölkerungszuwachs
	0.5%
	0.3%
	0.0%
	0.2%
	0.0%
	0.0%

	Total Zuwachs pro Jahr
	1.1%
	2.55%
	1.2%
	1.4%
	1.2%
	1.5%


Beim Personalaufwand wurde mit einem jährlichen Zuwachs von 1 Prozent gerechnet. Das heisst: Je 0.5 Prozent für den Teuerungsausgleich und individuelle Lohnerhöhungen.

Besonders ins Gewicht fallen die Zahlungen in den kantonalen Lastenausgleich (Sozialhilfe, Sozialhilfe Versicherung EL, öffentlicher Verkehr, Familienzulagen usw.). Die Tabelle zeigt, dass die Zahlungen in den Lastenausgleich rund 2/3 des ordentlichen Steuerertrags ausmachen:

	
	2017
	2018
	2019
	2020
	2021
	2022

	Netto Lastenausgleich
	2’043
	2’134
	2’169
	2’190
	2’219
	2’235

	Ord. Steuerertrag
	3’068
	3’140
	3’176
	3’212
	3’254
	3’304

	Anteil
	66.57%
	67.97%
	68.30%
	68.17%
	68.2%
	67.64%


Somit bleiben vom ordentlichen Steuerertrag nur rund 1/3 für übrige notwendige Aufwände wie Personalbesoldung, Geräte- und Materialbeschaffung übrig.

Ein Blick auf die Investitionsplanung zeigt, dass im Jahr 2018 Investitionen von 1.195 Mio. Franken und im Jahr 2019 für 1.585 Mio. Franken vorgesehen sind. In den Folgejahren sind die geplanten Investitionen weit tiefer veranschlagt, was damit zu tun hat, dass die Planung für diese Zeit noch nicht so greifbar ist. Insgesamt beträgt das Investitionsvolumen bis 2022 rund 5 Mio. Franken.
Nach Abzug der Beiträge von Bund und Kanton verbleiben für 2018 Nettoinvestitionskosten in der Höhe von 1.2 Mio. Franken. Davon können nur rund 34'000 Franken aus den eigenen Mitteln finanzieren werden, der Rest muss durch Fremdkapital finanziert werden.
All diese Ausgabenprognosen beeinflussen den Selbstfinanzierungsgrad der Gemeinde, welche die Finanzverwalterin detailliert erläutert. Ein Selbstfinanzierungsgrad von unter 100 Prozent führt zu einer Neuverschuldung und zu einem Kapitalverzehr. Der durchschnittliche Selbstfinanzierungsgrad der Jahre 2017 bis 2022 beträgt 16.2 Prozent, was wesentlich weniger als die Zielgrösse von 100 Prozent ist. Die Gründe dafür sind einerseits die hohen Investitionssummen und andererseits Aufwandüberschüsse der Erfolgsrechnungen beziehungsweise der Budgetprognosen.

Für 2018 muss mit einer Neuverschuldung von rund 1.2 Mio. Franken gerechnet werden beziehungsweise rund 2.2 Mio. Franken bis 2022. 

Die Schulden der Gemeinde belaufen sich derzeit auf rund 4 Mio. Franken und das Eigenkapital der Gemeinde, derzeit rund 2.3 Mio. Franken, droht per 2022 aufgebraucht zu sein. 

Die Finanzverwalterin fasst ihre Erkenntnisse zum Finanzplan zusammen: Der Selbstfinanzierungsgrad sei primär deshalb so schwach, weil die Gemeinde aufgeschobenen Unterhalt nachholt und deshalb hohe Investitionsausgaben anstehen.

Den vorhandenen Reserven komme kein Selbstzweck zu, sondern hätten der Entwicklung der Gemeinde und dem Erhalt der Infrastruktur zu dienen. Bezüglich des Investitionsplans müsse bedacht werden, dass Investitionen oft nicht im geplanten Zeitraum umgesetzt würden. Weiter müsse zur Kenntnis genommen werden, dass die Ausgaben der Gemeinde grösstenteils fremdbestimmt sind und Rechnungsergebnisse in der Regel besser ausfallen als prognostiziert. 

Nach diesen Erläuterungen kommt die Finanzverwalterin zurück auf den Budgetentwurf 2018 mit den zum Teil bereits erwähnten Grundlagen:

Gemeindesteueranlage: 
1.65 Einheiten

Liegenschaftssteuer: 
1.0 %o
Hundetaxe: 
Fr. 80.00 je Hund

Feuerwehrsteuer: 
8% der einfachen Steuer


min. Fr. 50.00; max. Fr. 400.00

Der prognostizierte Aufwandüberschuss beträgt Fr. 455'760 (davon Fr. 451'060 allgemeiner Haushalt und Fr. 4'700 Spezialfinanzierung).

Die geplanten Investitionen betragen wie erläutert rund 1'16 Mio. Franken: Fr. 839'500.00 gehen zu Lasten des allgemeinen Haushaltes, Fr. 243'000.00 zu Lasten der Spezialfinanzierung Abwasser und Fr. 80'000.00 zu Lasten der Spezialfinanzierung Bootsplätze.

Das Wort übernimmt erneut Departementsvorsteher Urs Peter Stebler, der die Arbeit der Finanzverwalterin verdankt.

Der Antrag des Gemeinderats lautet:

1. Genehmigung der unveränderten Steueranlage von 1.65 Einheiten für die Gemeindesteuern.

2. Genehmigung des Budgets mit einem Defizit Gesamthaushalt von total Fr. 455’760.00, davon Allgemeiner Haushalt Fr. 451’060.00.

Es folgt die

Diskussion

· Ein Votant möchte wissen, warum der Sonntagsdienst des Werkhofs ausgelagert werden soll beziehungsweise, warum das so kostspielig sei.

Margrit Bohnenblust, Gemeindepräsidentin: Wie an der letzten Gemeindeversammlung orientiert, sei eine Analyse der Werkhoftätigkeit durchgeführt worden. Diese zeige auf, dass die vorhandenen Leistungsaufträge für den Werkhof im Rahmen seiner momentanen 380 Stellenprozente zu vielen Überstunden führten. Die Auslagerung des Sonntagsdienstes helfe, Überstunden zu vermeiden. Wenn der Sonntagsdienst durch eine externe Firma ausgeführt werde, koste das weniger, als wenn dieser durch den Werkhof ausgeführt werde.

Der Votant ist von dieser Antwort nicht überzeugt. Er sehe Mehrkosten von 15'000 Franken.

Die Gemeindepräsidentin stellt klar, dass Überstunden auch Kosten verursachen.

Der Votant hält fest, dass Überstunden eben abgebaut werden müssten. Es werde nicht gespart, wenn andere die Arbeit leisten würden.

Die Gemeindepräsidentin betont, dass Kompensation von Überstunden klar auch das Ziel sei.

· Ein Votant hält als Präsident der FDP Twann-Tüscherz Ligerz fest, dass die Partei das Budget 2018 intensiv beraten habe. Ein prognostizierter Aufwandüberschuss von 450'000 Franken entspreche 2.5 Steuerzehnteln. Das Budget sei geprägt von hohen Ausgaben und niedrigen Fiskalerträgen. Allgemein könne festgehalten werden, dass die Wirtschaft gut laufe – man befinde sich in den "fetten" Jahren, in denen man ein Polster zulegen könne. Da sei es unverständlich, dass das Gemeindebudget gerade einen umgekehrten Trend aufzeige, nämlich stets wachsende Schulden. "Können wir es uns leisten, unseren Kindern solche Schulden zuzumuten?", fragt der Redner. Die FDP werde dieses Budget zurückweisen, stellt er klar.
· Ein weiterer Votant bemängelt, dass in der Botschaft der Finanzplan 2017 – 2022 nicht erläutert werde und auch auf der Gemeindehomepage nicht aufgeführt sei. Das komme einem Unterdrücken von Informationen gleich.

Er stelle im Vergleich zwischen Rechnung 2016 und dem Budget 2018 in allen Bereichen Kostensteigerungen fest, namentlich auch beim Personalaufwand (3.8 Prozent) bei Sachaufwänden (14.3 Prozent) und bei Transferaufwänden (10 Prozent), wobei er dabei nicht genau wisse, was damit gemeint sei. Der Gemeinderat müsse seines Erachtens noch einmal über die Bücher gehen. Das Budget entspreche einem Blindflug, der unweigerlich in eine Steuererhöhung münden werde. Er weist auch darauf hin, dass im Rahmen der Gemeindefusion 2010 der damalige Gemeindepräsident an der Gemeindeversammlung erklärt habe, dass die neu fusionierte Gemeinde auf finanziell gesunden Grundlagen stehe. 

Er stelle folgenden

Rückweisungsantrag (M.R.)

Der vorliegende Budgetentwurf 2018 ist zurückzuweisen, mit dem Auftrag an den Gemeinderat, das Budget nochmals zu überarbeiten.

· Der Departementsvorsteher Finanzen stellt klar, dass der Finanzplan 2017 – 2021 auf der Gemeindehomepage aufgeschaltet war. Er übergibt das Wort der Finanzverwalterin: Transferkosten entstünden im Zusammenhang mit dem Lastenausgleich, erklärt sie. Weiter beurteilt sie den vom Votanten gemachten Vergleich zwischen Rechnung 2016 und Budget 2018 als "gefährlich". Zum einen würden so Kostensteigerungen von zwei Jahren zusammengefasst zum anderen entspreche ein Budget nie der tatsächlich resultierenden Rechnung. Wenn schon, dann müsste ihres Erachtens Budget mit Budget und Rechnung mit Rechnung verglichen werden.

· Ein Votant fragt, ob beispielsweise der Beschluss für die geplante Sanierung der Twannbergstrasse im Lichte der finanziellen Entwicklung behandelt und entschieden worden sei. An der damaligen Gemeindeversammlung sei er leider nicht dabei gewesen, aber er kenne in Norwegen Strassen, die seien in viel schlechterem Zustand.

Die Gemeindepräsidentin bestätigt seine Frage.

Da keine Wortmeldungen mehr erfolgen, wird die Diskussion geschlossen.

Abstimmung

Es folgt die die Behandlung des 

Rückweisungsantrags M.R.
Der vorliegende Budgetentwurf 2018 ist zurückzuweisen, mit dem Auftrag an den Gemeinderat, das Budget nochmals zu überarbeiten.

Der Rückweisungsantrag M.R. wird mit 40 Nein zu 43 Ja angenommen.

Damit ergibt sich folgender

Beschluss

Der Gemeinderat hat damit den Auftrag, das Budget 2018 nochmals zu überarbeiten und der Gemeindeversammlung so bald als möglich zum Beschluss vorzulegen.

	7/17
	06.0000
	VORSCHRIFTEN


	
	
	Genehmigung Flurreglement für die Einwohnergemeinde Twann-Tüscherz


Referent:

Gemeinderat Alfred Lüthi, Departement Wirtschaft, Umwelt und öffentliche Sicherheit

Der Referent fasst die Eckpunkte des neuen Flurreglements anhand einer Folienpräsentation zusammen: 

Der Auslöser für das Erarbeiten des Flurreglements beruhe auf der Tatsache, dass mit dem neuen Strassengesetz und der dazu gehörenden Verordnung die Gemeinde neu Besitzerin von zahlreichen Mauern geworden sei. Dazu komme die Rebgüterzusammenlegung, welche eine grundsätzliche Regelung der Unterhaltspflichten von Parzellen und Anlagen im Eigentum der Gemeinde nötig mache.

Art. 2, Abs. 1 und 2, regelt die Zuständigkeit bei Flurwegen, Rampen und Pisten. Art. 3 beschreibt die diesbezüglichen Unterhaltspflichten wie das Mähen des Grases, das Wiederauffüllen der Rampen und Fahrspuren mit Steinen und Erde, wenn sie vom Wasser heruntergeschwemmt oder von Maschinen verschoben werden. In Art. 4 wird darauf hingewiesen, dass die von den Bewirtschaftern gepflegten Pisten und Wege unter Einhaltung der Direktzahlungsverordnung als Ökoflächen angemeldet werden können.

Besonderes Gewicht legt das Flurreglement auf die Pflege von Reb- und Trockenmauern. Anhand von Bildern werden die Folgen von Untergrabungen von Stützfundamenten und von Drahtbefestigungen von Rebanlagen an Mauerwerken illustriert. Konkret wird der Schutz vor stabilitätsgefährdeten Massnahmen in Art. 5 geregelt (Auszug):

1 Gegenüber den Reb-, Stütz- und Trockenmauern besteht Sorgfaltspflicht. Wird diese Pflicht nicht erfüllt, kann die Gemeinde Mauern auf Kosten des Verursachers herrichten lassen.

2 Besonders bei Trockenmauern ist genügend Abstand zu den Rebzeilen zu halten, damit die Mauern bei Wendemanövern nicht beschädigt werden.

3 Stützmauerfundamente dürfen nicht untergraben werden. Besonders bei Neuanlagen ist darauf zu achten, dass die Fundamente mindestens mit 20 cm Erde überdeckt sind. Die angrenzenden Böschungen dürfen maximal 45° Neigung haben. Ist der Fehler vor 2009 verursacht worden, entscheidet die zuständige Kommission über das weitere Vorgehen. Unter Berücksichtigung von Art. 1, Abs. 4 ist eine Kostenbeteiligung der Gemeinde denkbar.

4 Stützmauern sind für Lasten in vertikaler Richtung ausgelegt. Drahtbefestigungen in horizontaler Richtung sind nicht erlaubt. Rebanlagen dürfen grundsätzlich nicht an Stützmauern verankert werden. Dabei gelten für auf solche Weise verankerte Drahtanlagen folgende Regelungen.

a) Sind bei Anlagen, die vor 2009 erstellt wurden, diese Bedingungen nicht eingehalten worden, entscheidet die zuständige Kommission über das weitere Vorgehen. Zurück gebaut werden müssen die Verankerungen bei der Verlängerung der Drahtanlage, beim Montieren von Hagelschutznetzen, bei Neupflanzungen oder wenn die Mauer saniert werden muss.

b) Nach 2009 angebrachte Verankerungen müssen zurück gebaut werden. Über Ausnahmen entscheidet auf Gesuch hin die zuständige Kommission.

Die Finanzierung der Rückbau- und Wiederherstellungsmassnahmen könnten aber nicht in jedem Fall den Winzern aufgebürdet werden, betont der Referent. Mit der Rebgüterzusammenlegung seien die Winzer unter Umständen zu Parzellen mit fehlerhaften Installationen beziehungsweise untergrabenen Mauerfundamenten gelangt, für die sie nicht verantwortlich seien. Deshalb unterscheide das Reglement klar zwischen Fehlern, die vor beziehungsweise nach 2009 entstanden seien.

Art. 6 regelt grundsätzliche Fragen wie Baubewilligungspflicht beziehungsweise baube-willigungsfreie Anlage oder Farbgebung der Netze. Hierbei wird im Wesentlichen auf kantonale Vorgaben verwiesen.

Ein besonderer Punkt ist Abs. 4, in welchem auch dem Aspekt des Vogelschutzes Rechnung getragen wird: Dort wird festgehalten, dass die von Agroscope, dem Kompetenzzentrum für Landwirtschaftliche Forschung, erarbeitete Empfehlung bezüglich Vogelschutznetze einzuhalten ist.
Weitere Elemente des Flurreglements sind die Regelung der Kontrolle und des Vollzugs, auf welche der Referent nicht vertieft eingeht. Zuständig für die Kontrolle sei derzeit die Kommission Wirtschaft, Umwelt und öffentliche Sicherheit.

Es folgt die

Diskussion

· Ein Votant möchte wissen, ob denn bezüglich des Zustands der Mauern bereits eine Bestandsaufnahme bestehe.
Diese Aufgabe sei derzeit in Bearbeitung, antwortet der Departementsvorsteher Wirtschaft, Umwelt, öffentliche Sicherheit. Anhand der Zuordnungspläne könne man hierbei leicht feststellen, ob jemand neu zu einer fehlerhaft unterhaltenen Mauer gelangt sei oder diese eben schon länger in dessen Verantwortung gestanden sei.

· Eine Votantin möchte mehr über die Wiederherstellungskosten wissen.

Dies müsse jeweils im Einzelfall abgeklärt werden und könne so nicht genau beziffert werden, erklärt Gemeinderat Alfred Lüthi.

Da keine weiteren Wortmeldungen mehr folgen, wird die Diskussion geschlossen. Es folgt die

Abstimmung

Auf Antrag des Gemeinderats erlässt die Versammlung mit grossem Mehr bei 0 Gegenstimmen und 10 Enthaltungen folgenden

Beschluss

Das neue Flurreglement der Einwohnergemeinde Twann-Tüscherz wird genehmigt.
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	Genehmigung Gemeindebeitrag an die Wohnbaugenossenschaft Zuhause am Bielersee zu Gunsten Projekt Engel Haus


Referent:

Gemeinderat Urs Peter Stebler, Departement Finanzen

Der Departementsvorsteher Finanzen führt anhand einer Folienpräsentation durch das Geschäft. Die Ausführungen beginnen mit einem illustrierten Rückblick:

Bereits in den neunziger Jahren entstand die Idee, das Engel Haus umzubauen und dort altersgerechtes Wohnen zu ermöglichen. Ein erstes Unterstützungsgesuch lehnte die Gemeindeversammlung 2009 ab. 2011 formierte sich eine neue Arbeitsgruppe. 2012 fand die erste Sitzung der IG Engel Haus statt und 2013 die Gründungsversammlung der Wohnbaugenossenschaft Zuhause am Bielersee. Wichtig für den weiteren Verlauf war die Unterstützungszusage der Age Stiftung für gutes Wohnen im Alter im Betrag von 300'000 Franken. Im April 2014 lag die Baubewilligung vor und im August 2015 erfolgte der Kauf des Engel Hauses durch die Wohnbaugenossenschaft. Bereits im November 2015 begannen die ersten Bauarbeiten und am 16. November 2017 folgte schliesslich die Eröffnungsfeier.

Realisiert werden konnte dieses Projekt dank gutem Fundraising und selbstverständlich auch zahlreichen Beiträgen von Privaten und verschiedenen Institutionen. Auf diese Weise konnte gut die Hälfte des nötigen Kapitals zusammengetragen werden. Die restlichen Mittel entsprechen Fremdkapital.

Die aktuelle Situation zur Finanzierung: Von den 4,64 Mio. Franken sind 4,46 Mio. Franken gesichert. Dies hat zur Folge, dass der Ausbau der Remise, auf der Nordseite der Liegenschaft, geplant für den Spitexstützpunkt Twann, noch zurückgestellt wurde.

Die Wohnbaugenossenschaft Zuhause am Bielersee hat deshalb die Gemeinde im August 2017 um einen Beitrag von 100'000 Franken angefragt.

Urs Peter Stebler erläutert nochmals die in der Abstimmungsbotschaft erläuterten Erwägungen des Gemeinderats:

· Das Engel Haus verbessert in der Gemeinde das Angebot an altersgerechten Wohnmöglichkeiten. Es ermöglicht älteren Leuten, ihren Lebensabend in ihrer angestammten Umgebung und in der Nähe ihrer Kinder zu verbringen. Die Unterstützung von altersgerechtem Wohnen ist entsprechend auch im Leitbild der Gemeinde Twann-Tüscherz verankert.

· Es wird neuer Wohnraum geschaffen, und die freiwerdenden Wohnungen bieten die Möglichkeit für den Zuzug neuer, junger Einwohnerinnen und Einwohner, und sie generieren zusätzliche Steuereinnahmen.
· Die Renovation des Engel Hauses entspricht einer Aufwertung des Ortsbildes. Es erstaunt deshalb nicht, dass das Engel-Haus nunmehr von der kantonalen Denkmalpflege zu den "Top-Ten-Objekten" des Kantons gezählt wird.

· Das Projekt bereichert in seinem Verständnis als Generationenhaus und zahlreichen öffentlichen Räumen das kulturelle Leben und das Zusammenleben in der Gemeinde.
Die bisher erbrachten Leistungen fasst der Referent wie folgt zusammen:

Durch die Aufhebung des Legats Vuilleumier liess die Gemeinde der Wohnbaugenossenschaft Zuhause am Bielersee à-fonds-perdu einen Betrag von 45'000 Franken zukommen. Zudem erwarb die Gemeinde für 40'000 Franken Anteilscheine zwecks Einrichtung der Erwachsenenbibliothek und zahlt eine Miete von jährlich 5'100 Franken.
Der Departementsvorsteher Finanzen erläutert im Weiteren die Haltung der Fiko. Diese sei zwar grundsätzlich der Meinung, dass das Projekt für die Gemeinde ein Gewinn ist. Trotzdem empfahl die Mehrheit der Mitglieder dem Gemeinderat eine Ablehnung des Beitragsgesuchs, da sich die Gemeinde angesichts der finanziellen Situation eine solche Ausgabe nicht leisten könne.

Auch der Gemeinderat sei der Meinung, dass sich die Gemeinde einen à-fonds-perdu Beitrag nicht leisten könne. Er vertrete hingegen die Auffassung, dass der Kauf von Anteilscheinen, die wieder gekündigt werden können, ein vertretbarer Kompromiss wäre, dem auch die Gemeindeversammlung zustimmen könnte.
Bei diesem Geschäft setze der Gemeinderat allerdings die Bedingung, dass dieser Kauf nur getätigt werden könne, wenn die bereit gestellten Mittel in den Umbau der Remise für den Stützpunkt Spitex Twann investiert würden.

Dazu sei festzuhalten, dass auf Seiten der Spitex AareBielersee, die den Stützpunkt betreibt, der definitive Entscheid noch ausstehe. Sie habe aber versichert, dass sie grundsätzlich an einem neuen Stützpunkt interessiert sei, wenn dieser mindestens gleichwertig sei und zu keinen höheren wiederkehrenden Kosten führe.

Auf der Folie wird der Beschluss des Gemeinderates vom 21.08.2017 eingeblendet: 

1.
Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung den Kauf von Anteilscheinen an der Wohnbaugenossenschaft Zuhause am Bielersee im Betrag von Fr. 100'000.00, unter dem Vorbehalt, dass diese Mittel in den Umbau der Remise (Anbau) für den Stützpunkt Spitex Twann investiert werden.

2.
Die Anteilscheine können gemäss den Statuten der Wohnbaugenossenschaft unter Beachtung der Kündigungsfrist von sechs Monaten auf Ende des Kalenderjahres gekündet werden, grundsätzlich aber erst nach einer fünfjährigen Mitgliedschaft.

Daraus ergibt sich folgender

Antrag des Gemeinderates
Auf Grundlage des gemeinderätlichen Beschlusses vom 21.08.2017 wird dem Kauf von Anteilscheinen an der Wohngenossenschaft Zuhause am Bielersee im Betrag von Fr. 100'000.00 zugestimmt.

Es folgt die

Diskussion
· Eine Votantin dankt dem Engel-Haus-Team für die grosse, verdienstvolle Arbeit, die geleistet wurde. Betreffend Ausbau der Remise äussert sie Bedenken: Es handle sich um einen kleinen, dunklen Schopf, der im Schatten der grossen Gebäude eingeklemmt sei. Die Spitex sei eine gute und wertvolle Organisation, die etwas Grösseres und Zugänglicheres verdiene. Die Remise eigne sich gut als Lagerraum, aber nicht für die Spitex. Die Votantin fordert die Anwesenden auf, den Kauf von Anteilscheinen abzulehnen.

Die Gemeindepräsidentin gibt in diesem Zusammenhang zu bedenken, dass auch das Engel-Haus als dunkel, baufällig und unbewohnbar gegolten habe.

· Ein Votant lobt das ausgeführte Projekt als grossartige Bereicherung des Ortsbildes. Die Dorfschaft habe es schon immer verstanden, langfristig zu planen und in die Zukunft zu schauen und so eine Dorflandschaft zu schaffen, die noch heute ihresgleichen suche. Auch die jetzige Generation verstehe es zu planen und voraus zu schauen. Man denke etwa an die Rebgüterzusammenlegung. In diesem Zusammenhang habe die Gemeindeversammlung vergangenen Sommer auch Geld gesprochen, um das Werk zu einem Abschluss bringen zu können. Das Engel Haus verdiene ebenfalls einen würdigen Abschluss und deshalb wäre es seines Erachtens falsch, wenn sich die Gemeindeversammlung jetzt "knausrig" zeigen würde.
· Die FDP Twann-Tüscherz Ligerz habe sich mit dem Geschäft auch lange auseinandergesetzt, hält deren Präsident fest. Das finanzielle Risiko bei einem Kauf von Anteilscheinen sei unklar. Seine Partei möchte darüber mehr Bescheid wissen – wie stehe es um den Betrieb in fünf Jahren?

Gemeindepräsidentin: Auch der Gemeinderat habe von der Wohnbaugenossenschaft einen Businessplan verlangt, erklärt die Gemeindepräsidentin. Dieser liegt für die Jahre 2017 bis 2022 vor. Daraus kann entnommen werden, dass auch unter Berücksichtigung von Leerständen mit einem jährlichen Betriebsgewinn von rund 8'000 Franken gerechnet wird. "Das heisst also eine schöne schwarze Null", so die Gemeindepräsidentin.

· Eine Votantin, Vorstandsmitglied der Wohnbaugenossenschaft Zuhause am Bielersee und Spitex-Mitarbeiterin, wünscht auf das erste Votum zu antworten: Auch der bisherige Spitex-Stützpunkt an der Dorfgasse sei ein kleines Büro. Der neue vorgesehene Standort im Engel Haus sei eine gute Lösung und auch die Zugänglichkeit lasse sich gut bewerkstelligen.

· Ein Votant stellt klar, dass seines Erachtens Genossenschaftskapital als Risikokapital anzusehen sei. Bei finanziellen Problemen hafte die ganze Genossenschaft. Statt Anteilscheine zu kaufen, gebe es auch andere Möglichkeiten. Er stellt folgenden

Antrag H.S.

Die Abstimmung über den Kauf von Anteilscheinen an der Wohnbaugenossenschaft Zuhause am Bielersee soll geheim erfolgen.

· Eine Votantin stützt die Argumente eines Vorredners: Der Kauf von Anteilscheinen entspreche einer Investition in die Zukunft. Indem die Spitex dort einen neuen Standort einrichte, würden auch neue Mietzinse fliessen und das wirke sich positiv auf das Betriebsergebnis der Wohnbaugenossenschaft aus. Der Kauf von Anteilscheinen durch die Gemeinde bedeutet ihres Erachtens kein Verzehr von Steuergeldern, da die Anteilscheine wieder verkauft werden könnten. Die Gemeinde spiele in diesem Geschäft nur die Bank. Diese Rolle habe die Gemeinde zum Beispiel auch im Falle der Wohnbaugenossenschaft Mittleri Chros getan.

· Die Gemeindepräsidentin führt aus: 1993 habe die Gemeinde bei der Wohnbaugenossenschaft Mittleri Chros Anteile für 50'000 Franken gehalten. Jetzt, da sich die Genossenschaft voraussichtlich 2018 definitiv auflöse, werde das Geld wieder an die Gemeinde zurückfliessen.

· Ein Votant hält fest, dass sich das Kaufgeschäft Mittleri Chros mit dem zur Diskussion stehenden Fall nicht vergleichen lasse. Bei der Wohnbaugenossenschaft Mittleri Chros habe man eine Garantie gehabt; diese fehle seines Erachtens im vorliegenden Fall. Auch bezweifelt er, dass ein Spitex-Standort im Engel Haus im Vergleich zum jetzigen Standort als gleichwertig angesehen werden könne. Er stellt folgenden

Abänderungsantrag W.B.

Statt dem Kauf von Anteilscheinen gewährt die Gemeinde Twann-Tüscherz ein verzinsbares und kündbares Darlehen im Betrag von Fr. 100'000.00.


Begründung: So sei beiden Parteien gedient. Die Wohnbaugenossenschaft erhalte das benötigte Geld und die Gemeinde vermeide ein unnötiges finanzielles Risiko.

· Ein weiterer Votant stellt dem Projekt Engel Haus ebenfalls ein gutes Zeugnis aus. Man bekomme bei dieser Diskussion den Eindruck, es gehe um die Spitex. Dem sei aber nicht so: Es gehe um das Engel Haus. Die gehörten Beurteilungen zur "Unbrauchbarkeit" der Remise seien unbegründet. Schliesslich liege für die Remise eine Baubewilligung vor. Dort könne ein schönes, modernes Büro mit Fenster entstehen. Auch werde von einem hohen finanziellen Risiko gesprochen, das mit dem Kauf von Genossenschafts-Anteilscheinen verbunden sei. Immerhin gebe es als Garantie ein grosses, renoviertes Gebäude, das sicher mehr wert als 100'000 Franken habe. Das im Abänderungsantrag vorgeschlagene Darlehen wäre das Gleiche wie ein Bankkredit. Beim Kauf von Anteilscheinen hat die Gemeinde Mitsprachemöglichkeit und die Anteilscheine können nach fünf Jahren wieder verkauft werden. Der Votant rechnet zudem vor, dass das Engel-Haus-Projekt für die Gemeinde auch mehr Steuereinnahmen generiere. Es biete primär Platz für Seniorinnen und Senioren, die bereits in der Gemeinde gewohnt hätten. Mit ihrem Einzug ins Engel Haus werde Wohnraum frei, der von neuen Steuerzahlenden bewohnt werden könne. Er errechnet sich so Steuermehreinnahmen von Fr. 18'000.00 pro Jahr. Sein Fazit: In sechs Jahren sind die 100'000 Franken zum Kauf von Anteilscheinen bereits durch Steuereinnahmen wettgemacht.

· Ein Votant widerspricht dem Vorredner in Sachen Mitspracherecht: Jeder Genossenschafter habe unabhängig von der Höhe der eingekauften Anteilscheine nur ein Stimmrecht. Die Gemeinde sei bereits Besitzerin von Anteilscheinen; das Mitspracherecht sei also auch ohne weiteren Erwerb sichergestellt.

· Der Präsident der FDP betont seinen hohen Respekt gegenüber dem Vorstand der Wohnbaugenossenschaft und allen Mithelfenden. 2009 habe es noch geheissen, ein solches Projekt für altersgerechtes Wohnen entspreche finanziell einem Fass ohne Boden. Er hingegen traue dem Projekt-Team. Trotzdem stelle sich die Frage, ob es Aufgabe der Gemeinde sei, ein solches Projekt zu unterstützen. Die FDP habe zu vorliegendem Geschäft eine Stimmfreigabe beschlossen.

· Die Gemeindepräsidentin vertritt die Ansicht, dass das Projekt Engel Haus sehr wohl auch eine Angelegenheit der Gemeinde ist. Sie erinnert an das vom Gemeinderat erarbeitete Leitbild, gemäss welchem die Förderung von altersgerechtem Wohnen explizit festgehalten ist. Das Thema sei nicht neu: Bereits vor 30 Jahren, als sie für die Fürsorgekommission tätig gewesen sei, habe man darum gerungen, eine Lösung zu finden, wie es auch für betagte Menschen möglich wäre, in der Gemeinde wohnhaft zu bleiben. Damals habe man aber keine Antwort gefunden.

· Eine Votantin bittet die Anwesenden, dem Beitrag des Gemeinderats zuzustimmen. Das Projekt Engel Haus sei für die Gemeinde ein Gewinn.

· Die Gemeinde habe bereits Fr. 85'000 investiert, hält ein weiterer Votant fest. Es habe 2009 den Grundsatzentscheid gegeben: Kein Geld fürs Engel Haus. Der gelte offenbar nicht mehr. Das Engel Haus werde von einer Genossenschaft geführt, also würden alle solidarisch haften. Von neun Wohnungen seien bislang nur sieben Wohnungen besetzt. Er persönlich zweifle, dass der Betrieb Kosten deckend geführt werden könne. Wäre die Wohnbaugenossenschaft kreditwürdig, so könnte sie ja selber bei einer Bank einen Kredit beantragen. Man müsse sich auch fragen, für was die Anteilscheine gekauft werden sollen. Die Spitex entspreche sicher nicht einer Aufgabe der Gemeinde, sondern des Kantons. Im Übrigen sei auch die Spitex ein Verein und könnte einen Kredit sprechen. Für ihn sei die Angelegenheit widersprüchlich. Die Fiko lehne das Geschäft ab und ein definitiver Entscheid der Spitex, ob sie überhaupt im Engel Haus einziehen werde, stehe noch aus. Er stelle deshalb einen Rückweisungsantrag.

· Er betone nochmals, antwortet ein bereits zu Wort gekommener Votant, bei diesem Geschäft stehe nicht die Spitex zur Diskussion, sondern das Projekt Engel Haus.

· Die Gemeindepräsidentin übergibt das Wort der nicht stimmberechtigten, in Ligerz wohnenden Co-Präsidentin des Vorstands der Wohnbaugenossenschaft Zuhause am Bielersee. Sie betont, dass sieben der neun Wohnungen bereits während des Rohbaus vermietet werden konnten. Sie zweifle nicht an einer besseren Auslastung des Engel Hauses. Der Vorstand sei sich der finanziellen Verantwortung gegenüber ihren Genossenschaftern sehr bewusst und vermeide jegliches finanzielle Risiko. Deshalb achte der Vorstand darauf, dass der Fremdkapitalanteil die 50-Prozent-Hürde nicht übersteige und deshalb sei er auch nicht an einem Darlehen interessiert. Es habe immer das strikte Prinzip gegolten, dass nur gebaut werde, wenn auch das Geld vorhanden sei. Dies gelte nun auch für den Abschluss mit der Remise.

· Die Gemeindepräsidentin fragt betreffend des Rückweisungsantrags nach, wie dieser aufzufassen sei oder ob es um eine Empfehlung gehe, das Geschäft abzulehnen?

· Der Votant hält an seinem Vorstoss fest.

Rückweisungsantrag M.R.
Der Gemeinderat soll das Geschäft zu einem späteren Zeitpunkt nochmals der Gemeindeversammlung zum Beschluss vorlegen. 

Begründung: Zuerst muss klar sein, für was das Geld der Gemeinde eingesetzt werde. Das heisst: Die Spitex soll vorgängig entscheiden, ob sie im Engel Haus einziehen will oder nicht.

Es folgt das 

Abstimmungsverfahren

Zuerst erfolgt die Abstimmung zum

Rückweisungsantrag M.R.
Der Rückweisungsantrag M.R. wird mit 25 zu 53 Stimmen abgelehnt. Damit wird das Geschäft weiter behandelt.

Es folg die Abstimmung zum 

Abänderungsantrag W.B.
Statt dem Kauf von Anteilscheinen soll die Gemeinde Twann-Tüscherz ein verzinsbares und kündbares Darlehen im Betrag von Fr. 100'000.00 gewähren.

Der Abänderungsantrag wird mit 29 zu 54 Stimmen abgelehnt.

Es folgt die Abstimmung zum

Antrag H.S.
Die Schlussabstimmung über den vom Gemeinderat beantragten Kauf von Anteilscheinen an der Wohngenossenschaft Zuhause am Bielersee im Betrag von Fr. 100'000.00 soll geheim erfolgen.

Der Antrag wird mit 31 Stimmen bejaht und von 52 Stimmen abgelehnt.

Es gilt Art. 46, Art. 2 des Organisationsreglements der Gemeinde: Der Antrag auf eine geheime Abstimmung gilt als angenommen, wenn ein Viertel der anwesenden Stimmberechtigten dies verlangen.

Der Gemeindeversammlung wohnen 94 Stimmberechtigte bei, von welchen 31 eine geheime Abstimmung verlangen. Das heisst: Der Antrag auf eine geheime Schlussabstimmung wird angenommen.
Es folgt die 

Geheime Schlussabstimmung

Im Rahmen der geheimen Schlussabstimmung ergibt sich folgendes Resultat:

Verteilte Stimmzettel: 94; 

eingegangene Stimmzettel: 
94. 

Davon Leer: 5; 





gültige Stimmzettel: 



89

Ja:

47 Stimmen

Nein:

42 Stimmen

Damit gilt folgender

Beschluss

Auf Grundlage des gemeinderätlichen Beschlusses vom 21.08.2017 wird dem Kauf von Anteilscheinen an der Wohngenossenschaft Zuhause am Bielersee im Betrag von Fr. 100'000.00 zugestimmt.
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	Reglement über die Kurtaxe


	
	
	Genehmigung Anpassung Kurtaxenreglement der Einwohnergemeinde Twann-Tüscherz


Referent:

Gemeinderat Alfred Lüthi, Departement Wirtschaft, Umwelt und öffentliche Sicherheit
Der Referent führt aus, dass es bei der Anpassung des Kurtaxenreglements darum geht, auch Kurtaxen von Ferienhaus- und Ferienwohnungsvermietern beziehen zu können, die mit Vermittlungsagenturen wie airbnb zusammenarbeiten. Da diese Vermittlungsagenturen aus Datenschutzgründen ihre Klienten nicht bekannt geben können, ist es derzeit nicht möglich, dass die Gemeinde, beziehungsweise der von ihr beauftragte Verein Bielersee-Tourismus, die Taxen einziehen können.

Die Volkswirtschaftsdirektion hat diese unbefriedigende Situation erkannt und in der Septembersession 2017 verabschiedete der Grosse Rat deshalb eine entsprechende Änderung des Tourismusentwicklungsgesetzes. Neu soll mit diesen Anbietern geregelt werden, dass sie via Verordnung beauftragt werden, die Kurtaxen zu verrechnen und den jeweiligen Gemeinden weiterzuleiten. Dies bedingt eine Anpassung der kommunalen Reglemente, indem festlegt wird, dass auch weitere Organisationen die Kurtaxe erheben können. Die Details werden in einer Verordnung geregelt.

Die vom Kanton vorgeschlagene und vom Gemeinderat am 2. Oktober 2017 zuhanden der Gemeindeversammlung verabschiedete Anpassung des Kurtaxenreglements sieht wie folgt aus (Änderung kursiv hervorgehoben):

	Organisation
	Artikel 2
1 Der Bielersee-Tourismus TLT vollzieht dieses Reglement; er bezieht die Kurtaxe und entscheidet über ihre Verwendung. 

	
	2 Der Gemeinderat kann durch Verordnung den Vollzug ganz oder teilweise einer weiteren Organisation übertragen.

	
	3 Der Bielersee-Tourismus TLT bezieht die Kurtaxe und entscheidet über ihre Verwendung.

	
	4 Er steht unter der Aufsicht des Gemeinderats und legt jährlich Rechenschaft ab.


Nach der Anpassung des Kurtaxenreglements, so Gemeinderat Alfred Lüthi, folge mit Unterstützung des Kantons eine Ausarbeitung der Verordnung. Es folgt die

Diskussion

· Eine Votantin möchte wissen, ob auch die Gemeinde Ligerz ihr Kurtaxenreglement anpasse?
Die Gemeindepräsidentin hält fest, dass jede Gemeinde selber ihr Kurtaxenreglement anpassen muss.

Da das Wort nicht mehr gewünscht wird, folgt die 

Abstimmung

Auf Antrag des Gemeinderats erlässt die Versammlung einstimmig folgenden

Beschluss

Das in Art. 2 angepasste Kurtaxenreglement der Gemeinde wir genehmigt.
	10/17
	01.0300
	GEMEINDEVERSAMMLUNG


	
	
	Verschiedenes und Umfrage


Orientierung des Gemeinderats

· SBB-Tunnel Ligerz, Bahnhof Twann
Gemeindepräsidentin: Der SBB-Ligerztunnel soll von 2020 – 2025 gebaut und Ende 2025 in Betrieb genommen werden. Anschliessend folgt der Rückbau der alten Geleise auf Ligerzer Boden.

Auf Boden von Twann-Tüscherz wird vor allem die Geleis- und Perronanlage erneuert. Statt einem Mittelperron werden die zwei Geleise mittig geführt. Das Perron Richtung Biel wird beim Bahnhofgebäude sein, das andere Richtung Ligerz seeseitig. Beide Perrons erhalten zusätzlich eine Rampe. Der Bau seeseitig erfolgt voraussichtlich 2020 / 2021. Die Rampe bergseitig wird in das Kellergeschoss des Bahnhofgebäudes, welches abgerissen wird, gebaut. Dieser Rückbau und Rampenbau erfolgt neu erst nach Inbetriebnahme des Tunnels, also 2025. Das Baugeleis bergseitig wird aufgehoben. Auf dem Bahnhofplatz wird neu ein Wendeplatz für den Shuttlebus von und nach Ligerz gebaut. Der Bahnhofplatz wird umgestaltet, sobald der Twann-Strassentunnel realisiert ist. Da ist noch kein Termin bekannt.
· Gesamtrevision Ortsplanung

Gemeindepräsidentin: In einer Medienmitteilung, die auch auf der Gemeindehomepage aufgeschaltet ist, hat der Gemeinderat bereits informiert, dass er an seiner letzten Sitzung dem Kanton nun die baurechtlichen Grundlagen zur 2. Vorprüfung überwiesen hat. Diesmal ohne das Dossier Uferschutz, welches seit dem Einreichen zur 1. Vorprüfung im September 2015 vom Amt für Gemeinden und Raumordnung (AGR) wegen Amtsüberlastung noch immer nicht geprüft wurde.  

Der Gemeinderat hofft nun, dass zumindest alle anderen baurechtlichen Grundlagen der Ortsplanung Mitte 2018 der Urnenabstimmung zugeführt werden können – wesentlich später als erhofft. Die Exekutive musste zur Kenntnis nehmen, dass im Laufe dieses Raumplanungsverfahrens stets neue übergeordnete Vorschriften hinzukommen, die berücksichtigt werden müssen. Der Spielraum für die Gemeinde erweist sich als äusserst gering, die Kosten steigen hingegen stetig: Im November 2016 erhöhte die Gemeindeversammlung den nötigen Investitionskredit bereits von Fr. 149'000.00 auf Fr. 179'000.00; jetzt zeichnet es sich ab, dass die Gemeindeversammlung schon bald über einen neuen Nachkredit zu befinden hat.
· Stand Strassensanierung Twannberg

Gemeindepräsidentin: Im Moment wird vom TLN die neue Wasserleitung entlang der Strasse auf dem Twannberg verlegt. Erst anschliessend, anfangs 2018, wird dann die Strasse saniert.

Tiefbauarbeiten: Marti Travaux NE, Ingenieur Aeschbacher und Partner. Dieses Projekt wurde von der Gemeindeversammlung im Juni 2016 beschlossen.
· Twann-Autobahntunnel

Gemeindepräsidentin: Anfangs Jahr findet eine zweite Sitzung mit allen involvierten Ämtern statt, um das Tunneleingangsportal zu beraten. Zur Erinnerung: Anfangs 2016 hat das Bundesverwaltungsgericht entschieden, dass das Ost-Portal neu geplant werden muss. Im letzten Infoblatt vom September wurde darüber informiert. Die Gemeindepräsidentin hofft, dass sie nach der nächsten Sitzung einen ungefähren Zeitplan kommunizieren kann.

Der Twanntunnel sei vor Jahren vom Bundesrat genehmigt worden. Anders stehe es mit dem Tüscherztunnel. Die Aktionsgemeinschaft Pro Tunnel Tüscherz-Alfermée verlange seit Jahren auch für Tüscherz-Alfermée eine Umfahrung. 

Auch der Gemeinderat unterstützt diese Forderung und hat im Auflageverfahren des A5-Westastes eine Einsprache gemacht, in der er fordert, dass das Westportal des Vingelztunnels im Rusel nur provisorisch ausgestaltet wird, bis die Fortsetzung in den Tüscherztunnel geplant ist. Der Tüscherztunnel ist im Richtplan aufgeführt, aber vom Bundesrat weder geplant noch bewilligt.

· Zeitgenössische Kunst im Gemeindehaus

Gemeindepräsidentin: Annelise Zwez hat vor sechs Jahren angeregt, dass auch zeitgenössische Kunst ins Gemeindehaus gehört. Seither hat sie jedes Jahr veranlasst, dass zeitgenössische Künstler und Künstlerinnen der Gemeinde Twann-Tüscherz ein Kunstwerk schenken.

Dieses Jahr durfte die Gemeinde einen kurzen Film von Thomas Batschelet über die Landartwerke "Viniterra" und "Vocis terra" von Ueli Studer entgegennehmen. Das Geschenk wird von den Anwesenden mit Applaus verdankt.
Die Aufnahmen stammen vorwiegend von den Installationen auf der Acheren in Alfermée. Der Gemeinderat wird dafür sorgen, dass der Film nächstens über Internet gezeigt werden kann.

· Reduzierte Öffnungszeiten Verwaltung

Über die Feiertage wird die Gemeindeverwaltung vom 24.12.2017 (Samstag) bis und mit 03.01.2018 (Mittwoch) geschlossen sein.

· Erschliessung Chapf

Gemeinderat Stephan Caliaro, Departement Ver- und Entsorgung, zeigt Bilder vom Bauablauf zur Erschliessung des Chapfs mit Strom und Abwasser. Die Arbeiten kommen gut voran. Das gut 90 Höhenmeter überwindende Bohrloch vom Chapf Richtung Chrosweg ist erstellt. Im Frühjahr können die Arbeiten abgeschlossen werden.

Voten von Versammlungsteilnehmern

Von Seiten der Anwesenden wird das Wort nicht erwünscht. Der Gemeinderat lädt zum Apéro ein.

2513 Twann, 15.12.2017
EINWOHNERGEMEINDE TWANN-TÜSCHERZ

Margrit Bohnenblust



Bernhard Demmler

Gemeindepräsidentin 

Geschäftsleiter

Genehmigung Protokoll

Der Gemeinderat hat das Protokoll der Gemeindeversammlung vom 27.11.2017 an der Sitzung vom 15.12.2017 im Sinne von Art. 63 Abs. 3 Organisationsreglement der Einwohnergemeinde Twann-Tüscherz genehmigt.

2513 Twann, 16.12.2017
EINWOHNERGEMEINDE TWANN-TÜSCHERZ

Bernhard Demmler

Geschäftsleiter

Öffentliche Auflage

Das Protokoll der Gemeindeversammlung vom 27.11.2017 ist im Sinne von Art. 63 Abs. 1 Organisationsreglement der Einwohnergemeinde Twann-Tüscherz vom 17.05.2010 in der Zeit vom 21.12.2017 bis 22.01.2018 öffentlich aufgelegt worden. Die Auflage wurde im Nidauer Anzeiger vom 21.12.2017 publiziert.

EINWOHNERGEMEINDE TWANN-TÜSCHERZ

Bernhard Demmler

Geschäftsleiter
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